Deutscher Bundestag 
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Drucksache IV/ 3331 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 5485/65 


Bonn, den 3. Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hi e r : Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlcig der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung und Ergänzung 
der Verordnungen Nr. 3 und 4 über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnelimer (Zahlung der Familienbeihilfen 
— Vereinfachung des Verfahrens zur Notifizierung der an 
den Anhängen vorgenommenen Änderungen — Änderung 
verschiedener Anhänge). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. April 1965, dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck Bonner Universitäts-Budidrudterei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Änderung und Ergänzung der Verordnungen Nr. 3 und 
Nr. 4 über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
(Zahlung der Familienbeihilfen — Vereinfachung des Ver- 
fahrens zur Notifizierung der an den Anhängen vorgenom- 
menen Änderungen — Änderung verschiedener Anhänge) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 51; 

gestützt auf die Verordnung Nr. 3 über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer ^), insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz (3) sowie auf Artikel 40 und 54; 

gestützt auf die gemäß Artikel 6 Absatz (3) der 
Verordnung Nr. 3 erteilte Zustimmung der in Ar- 
tikel 43 der gleichen Verordnung genannten Ver- 
waltungskommission ; 

gestützt auf die Verordnung Nr. 4 zur Durchfüh- 
rung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3“), ins- 
besondere auf Artikel 5 und auf Artikel 9 Absatz (5); 

auf Vorschlag der Kommission; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist erforderlich, besondere Bestimmungen für 
die Zahlung der Familienbeihilfen vorzusehen, wenn 
die Kinder im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates aufgezogen werden als in dem des Mitglied- 
staates, wo der Arbeitnehmer beschäftigt ist, und 
dies insbesondere für den Fall, daß die Beihilfen 
nicht für den Unterhalt der Kinder verwendet wer- 
den. 

Es sollte den Staaten bzw. den in Betracht kom- 
menden Behörden ermöglicht werden, bei der Ge- 
währung der Familienbeihilfen in dem Fall, daß der 
Arbeitnehmer während desselben Kalendermonats 
im Hoheitsgebiet von zwei Mitgliedstaaten beschäf- 
tigt gewesen ist, zwischen dem zur Zeit anwend- 
baren Verfahren und einem einfacheren zu wählen. 

Das in Artikel 54 der Verordnung Nr. 3 bzw. in 
Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 36/63/ 
EWG vorgesehene Verfahren zur Notifizierung 
der an den Anhängen der Verordnung Nr. 3 bzw. an 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 16. Dezember 1958, S. 561 58. 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 16. Dezember 1958, S. 597/58. 

■’*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 

vom 20. April 1963, S. 1314/63. 


Anhang 1 der Verordnung Nr. 36/63/EWG vorge- 
nommenen Änderungen sowie das in Artikel 5 Ab- 
satz (2) der Verordnung Nr. 4 vorgesehene Verfah- 
ren zur Notifizierung der an den Anhängen der Ver- 
ordnung Nr. 4 vorgenommenen Änderungen haben 
sich in der Praxis als zu schwerfällig erwiesen, sie 
sollten daher vereinfacht werden. 

Die Anhänge der Verordnungen Nr. 3 und 4 
sind gemäß Artikel 50 der Verordnung Nr, 3 bzw. 
Artikel 5 Absatz (3) der Verordnung Nr. 4 Bestand- 
teil dieser Verordnungen. 

Die französische Regierung beantragt eine Ände- 
rung des Anhangs A der Verordnung Nr. 3, damit 
der Weiterentwicklung des politischen Status gewis- 
ser in diesem Anhang, Abschnitt „ Frankreich auf- 
geführten Floheitsgebiete und Staatsangehörigen 
Rechnung getragen werden kann. 

Bei der Annahme der Verordnung Nr. 3 ist eine 
Bestimmung des belgisch-luxemburgischen Allge- 
meinen Abkommens vom 3. Dezember 1949 über 
soziale Sicherheit, welche die Vertragsparteien auf- 
rechterhalten wollen, nicht in Anhang D dieser Ver- 
ordnung erwähnt worden; das in Artikel 6 Absatz 
(3) der Verordnung Nr. 3 vorgesehene Notifizie- 
rungsverfahren gilt nur für Änderungen in bezug 
auf die in diesem Anhang bereits erwähnten Be- 
stimmungen. 

Um diejenigen Anhänge zu ändern, für deren Än- 
derung das einfache Notifizierungsverfahren vorge- 
sehen ist, nämlich Anhang D der Verordnung Nr. 3 
und Anhänge 3, 4, 5, 6 und 7 der Verordnung Nr. 4, 
erweist es sich als angebracht, die Änderungen im 
Weg einer Verordnung des Rats zu erlassen, damit 
sie in dem betreffenden Mitgliedstaat unter Berück- 
sichtigung seiner verfassungsrechtlichen Bestim- 
mungen rechtswirksam werden. 

Für verschiedene Änderungen, die an den Anhän- 
gen durch die Verordnung Nr. 130/63/EWG zur Än- 
derung verschiedener Anhänge der Verordnung 
Nr. 3 und der Verordnung Nr. 4 vorgenommen 
worden sind, erscheint es erforderlich, den Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens abweichend von dem Zeit- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2996/63. 


9 



DeuilScher Bundestag - — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3331 


punkt des Inkrafttretens der genannten Verordnung j 
Nr. 130/63/ EWG festzusetzen. 1 

Nach einer Erklärung der Hohen Behörde der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl kann 
die nachstehende Verordnung an die Stelle der in ^ 
Artikel 69 Absatz (4) des Vertrags über die Grün- | 
düng der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl genannten Vereinbarungen treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Titel III Kapitel 7 der Verordnung Nr. 3 wird 
folgender Artikel 40 a eingefügt: 

„Artikel 40 a 

(1) Die Familienbeihilfen werden auch dann nach ' 

den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ge- : 
zahlt, wenn die natürliche oder juristische Person, an ^ 
die sie zu zahlen sind, im Hoheitsgebiet eines an- | 
deren als des zuständigen Mitgliedstaates wohnt | 
oder sich befindet. i 

(2) Ungeachtet des Absatzes (1) zahlt der zustän- i 
dige Träger auf Antrag und durch Vermittlung des ! 
Trägers des Wohnorts der Kinder oder des von der ■ 
zuständigen Behörde ihres Wohnlandes hierfür be- ^ 
zeichneten Trägers oder der von ihr bestimmten | 
Stelle mit befreiender Wirkung diese Beihilfen an 
die natürliche oder juristische Person, die tatsäch- 
lich für die Kinder sorgt, wenn die Familienbeihilfen | 
nicht für den Unterhalt der Kinder verwendet wer- ; 
den. 

(3) Die zuständigen Behörden zweier oder mehre- | 
rer Mitgliedstaaten können besondere Durchfüh- 
rungsbestimmungen für die Zahlung der Familien- j 
beihilfen vereinbaren, insbesondere um die An- 
wendung der Absätze (1) und (2) zu erleichtern. 
Diese Vereinbarungen unterliegen der Prüfung durch j 
die Verwaltungskommission. 

(4) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten können gemäß ' 
Artikel 7 dieser Verordnung vereinbaren, daß der 
zuständige Träger die nach den Rechtsvorschriften 
dieser Staaten oder eines dieser Staaten geschulde- 
ten Familienbeihilfen unmittelbar oder durch Ver- 
mittlung des Trägers des Wohnorts der Kinder an 
die natürliche oder die juristische Person zahlt, die 
tatsächlich für sic sorgt." 


Artikel 2 

Artikel 54 der Verordnung Nr. . . . wird durch fol- 
genden Text ersetzt: 

„Artikel 54 

(1) Notifizierungen nach Artikel 3 Absatz (2), Ar- 
tikel 6 Absatz (3), Artikel 7 Absatz (2), Artikel 10 
Absatz (3), Artikel 24 Absatz (2) und Artikel 36 
Absatz (3) werden an den Präsidenten der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ge- 


richtet; Notifizierungen nach Artikel 3 Absatz (2), 
Artikel 6 Absatz (3), Artikel 10 Absatz (3) und Ar- 
tikel 24 Absatz (2) geben den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der betreffenden Änderung an. 

(2) Jede gemäß Absatz (1) eingegangene Notifizie- 
rung wird im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht." 


Artikel 3 

Artikel 5 der Verordnung Nr. 4 wird wie folgt 

geändert und ergänzt: 

1. Absatz (1) Buchstabe (c) erhält folgende Fassung: 

„(e) die Träger und Einrichtungen, die von den 
zuständigen Behörden bezeichnet oder bestimmt 
worden sind, namentlich auf Grund des Artikels 
40 a Absatz (2) der Verordnung, des Artikels 11, 
des Artikels 12 Absätze (4) und (5), des Artikels 
21 Absatz (1), des Artikels 24 Absatz (1), des Ar- 
tikels 31 Absatz (1) Buchstabe (d), des Artikels 
53, des Artikels 63 Absatz (2), des Artikels 65, 
des Artikels 67 Absatz (2), des Artikels 68 Ab- 
satz (2), des Artikels 71 Absatz (2), des Artikels 
72, des Artikels 74 Absatz (3) und des Artikels 79 
Absatz (1) dieser Durchführungsverordnung 
(Anhang 5);" 

2. Dem Absatz (1) wird folgender Buchstabe (j) an- 
gefügt: 

„(j) die gemäß Artikel 9 Absatz (5) dieser 
Durchführungsverordnung anwendbaren Rege- 
lungen (Anhang 10)." 

3. Absatz (2) wird durch folgenden Text ersetzt: 

„(2) Haben die zuständigen Behörden von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten Vereinbarungen ge- 
schlossen, von denen gewisse Bestimmungen in 
dem in Absatz (1) genannten Anhang 6 aufge- 
führt sind, so können sie an diesem Anhang mit 
Zustimmung der Verwaltungskommission die 
Änderungen vornehmen, die sie für notwendig 
halten. 

Sind zwei Mitgliedstaaten oder, soweit dies 
nach den verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
der betreffenden Staaten möglich ist, deren zu- 
ständige Behörden übereingekommen, die in dem 
in Absatz (1) genannten Anhang 10 festgelegte 
Regelung zu ändern, so nehmen sie in gegensei- 
tigem Einvernehmen die erforderliche Änderung 
an diesem Anhang vor. 

Jede zuständige Behörde ändert erforderlichen- 
falls die in Absatz (1) genannten sonstigen An- 
hänge, soweit es sich um ihren eigenen Staat 
handelt. Werden Änderungen dieser Änhänge 
durch eine neue Rechtsvorschrift verursacht, so 
werden sie binnen drei Monaten nach Veröffent- 
lichung dieser neuen Rechtsvorschrift vorgenom- 
men. 

Jede nach den vorstehenden Bestimmungen 
vorgenommenc Änderung ist dem Präsidenten 
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der Kommission der Europäischen Wirtschafts- ; 
gemeinschaft zu notifizieren; dabei ist der Tag ' 
ihres Inkrafttretens anzugeben. ! 

Jede gemäß den vorstehenden Bestimmungen ' 
eingegangene Notifizierung wird im Amtsblatt > 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht." i 


Artikel 4 j 

Artikel 9 Absatz (5) der Verordnung Nr. 4 wird i 
durch folgenden Text ersetzt: 

„(5) War ein Arbeitnehmer während eines Ka- 
lendermonats im Hoheitsgebiet von zwei Mitglied- j 
Staaten beschäftigt, so entsprechen die Familienbei- 
hilfen, auf die der Arbeitnehmer nach den Rechts- 
vorschriften jedes dieser Staaten Anspruch erheben 
kann, der Anzahl der nach diesen Rechtsvorschrif- 
ten zu zahlenden täglichen Beihilfen. Sehen die 
Rechtsvorschriften eines dieser Staaten die Gewäh- 
rung einer monatlichen Beihilfe vor, so wird nach 
diesen Rechtsvorschriften für jeden im Hoheitsgebiet 
des betreffenden Staates geleisteten Arbeitstag und 
jeden nach den geltenden Rechtsvorschriften gleich- ' 
bewerteten Tag ein Sechsundzwanzigstel der monat- 
lichen Beihilfe gewährt. | 

Die Mitgliedstaaten oder, soweit dies nach den 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen dieser Staa- 
ten möglich ist, deren zuständige Behörden können ! 
vereinbaren, daß die Familienbeihilfen für den gan- i 
zen Monat nach den Rechtsvorschriften und zu Lasten 1 
des Mitgliedstaates gewährt werden, dessen Rechts- i 
Vorschriften während seiner ersten Beschäftigung in j 
diesem Monat für diesen Arbeitnehmer galten. | 

Anhang 10 zu dieser Durchführungsvereinbarung i 
gibt an, welche der beiden Regelungen zwischen den j 
einzelnen Mitgliedstaaten anwendbar ist. | 

Hat ein Träger Familienbeihilfen für einen Monat ■ 
oder einen Teil des Monats gezahlt, obwohl der Trä- i 
ger eines anderen Mitgliedstaates sie hätte überneh- | 
men müssen, so werden sie zwischen den beiden 
Trägern verrechnet." i 


A r t i k e 1 5 ! 

In Anhang A der Verordnung Nr. 3 erhält der | 
Abschnitt „Frankreich" folgende Fassung; i 

„Hoheitsgebiet: 

Das französische Mutterland und die überseeischen ; 
Departements (Guadeloupe, Guyana, Martinique, j 
Reunion). 

Staatsangehörige: i 

Personen französischer Staatsangehörigkeit." 


Artikel 6 

Ziffern 2 und 3 im Anhang C der Verordnung 
Nr. 3 werden Ziffern 1 und 2. 


Artikel 7 

Anhang D der Verordnung Nr. 3 wird wie folgt 

geändert: 

1. Im Abschnitt „Belgien — Bundesrepublik Deutsch- 
land" erhält Ziffer 2 folgende Fassung: 

„2. Artikel 6 und Artikel 8 Absatz (1) der Zwei- 
ten Zusatzvereinbarung vom 7. Dezember 
1957 über die soziale Sicherheit der Berg- 
leute." 

2. Im Abschnitt „Belgien — -Bundesrepublik Deutsch- 
land" erhält Ziffer 5 folgende Fassung: 

„5. Artikel 5, Artikel 6 Absatz (1), Artikel 8 
und 15 des Sonderabkommens vom 7. De- 
zember 1957 über Arbeitslosenversicherung." 

3. Im Abschnitt „Belgien — Luxemburg" wird fol- 
gende Ziffer 1 eingefügt: 

„1. Artikel 17 des Allgemeinen Abkommens vom 
3. Dezember 1949 über soziale Sicherheit." 

Der derzeitige Text wird Ziffer 2. 

4. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — - 
Frankreich" erhalten Ziffern 1 und 6 folgende 
Fassung: 

„1. Artikel 1 Absatz (3), Artikel 11 Absatz (1), 
Artikel 16 Absatz (2) und Artikel 19 des All- 
gemeinen Abkommens vom 10. Juli 1950 in 
der Fassung der Zweiten Ergänzungsverein- 
barung vom 18. Juni 1955." 

„6, Ziffern 5 bis 8 des Allgemeinen Protokolls 
vom 10. Juli 1950." 

5. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — 

Frankreich" erhält Ziffer 2 folgende Fassung: 

„2. Artikel 8 und 9 der Ersten Zusatzverein- 
barung vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen 
Abkommen in der Fassung der Zweiten Er- 
gänzungsvereinbarung vom 18. Juli 1955 

System der sozialen Sicherheit für Arbeit- 
nehmer der Bergwerke und gleichgestellter 
Unternehmen)." 

6. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — 

Italien" erhält Ziffer 4 folgende Fassung: 

„4. Artikel 1 Absatz (1) Nummer 2, Artikel 4 
Absatz (2) Nummern 3 und 4, Artikel 7, 
Artikel 11 Absätze (1), (2) und (4), Artikel 17, 
Artikel 20 Absatz (1) Satz 1, Artikel 22, 

Artikel 23 und 25 des Abkommens vom 
5. Mai 1953 über Arbeitslosenversicherung 
sowie Ziffer 7 des Schlußprotokolls vom glei- 
chen Tag zu diesem Abkommen." 

7. Nach dem Abschnitt „Bundesrepublik Deutsch- 
land — Italien" wird folgender Text eingefügt: 

„Bundesrepublik Deutschland — Luxemburg 
Keine." 
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8. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — 
Niederlande" erhalten Ziffern 1, 2 und 3 folgende 
Fassung: 

„1. Artikel 3 Absätze (1), (2) und (4) sowie Ar- : 
tikel 4 Absatz (2) Ziffer 5 des Abkommens 
vom 29. März 1951." 

„2. Ziffer 7 des Schlußprotokolls zu dem Ab- ! 
kommen vom 29. März 1951." 

„3. Artikel 8 und 9 der Zweiten Zusatzverein- 
barung vom 29. März 1951 über die Ver- 
sicherung der Bergleute und ihnen Gleichge- 
stellten." 

9. Nach dem Abschnitt „Italien— Niederlande" wird 
folgender Text eingefügt: 

„Luxemburg — Niederlande 
Keine." I 


Artikel 8 

Im Anhang 3 der Verordnung Nr. 4 wird im Ab- j 
schnitt „Bundesrepublik Deutschland" die Ziffer III ' 
gestrichen. 


Artikel9 

Anhang 4 der Verordnung Nr. 4 , Abschnitt „Bun- ^ 
desrepublik Deutschland", wird wie folgt geändert: ^ 

1. Ziffer V Nummer 1 Buchstabe b) erhält folgende i 

Fassung: ! 

„b) im Verhältnis zu Frankreich und Italien, ■ 
Ruhrknappschaft, Bochum; 

im Verhältnis zu Frankreich, wenn der Ren- 
tenberechtigte im Bereich des nachstehend 
genannten Versicherungsträgers wohnt, 
Saarknappschaft, Saarbrücken." 

2. Ziffer VIII erhält folgende Fassung: 

„VIII. Kindergeld 

Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Kindergeldkasse), Nürnberg." 


Artikel 10 

Anhang 5 der Verordnung Nr. 4 wird wie folgt ge- 
ändert : 

1. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland" 

i) erhält Buchstabe a) folgende Fassung: 

„a) Im Sinne des Artikels 29 Absatz (9) der 
Verordnung: die deutsche Verbindungs- 
stelle für die Versicherung bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten." 


ii) Buchstaben a), b), c) und d) werden Buchsta- 
ben b), c), d) und e). 

iii) die bisherigen Buchstaben e) und f) werden 
durch folgenden Text ersetzt: 

„f) Im Sinne des Artikels 68 Absatz (2) die- 
ser Durchführungsverordnung: Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (Kindergeld- 
kasse), Nürnberg." 

„g) Im Sinne von Artikel 71 Absatz (2) die- 
ser Durchführungsverordnung für die 
Gewährung von Kindergeld das Arbeits- 
amt Nürnberg." 

„h) Im Sinne des Artikels 72 dieser Durch- 
führungsverordnung, soweit es sich um 
überhobenes Kindergeld handelt, das für 
den Wohnort der Person, die zu Unrecht 
Kindergeld bezogen hat, zuständige Ar- 
beitsamt." 

2. Buchstaben g) und h) im Abschnitt „Luxemburg" 
werden Buchstaben f) und g). 


Artikel 11 

Anhang 6 der Verordnung Nr. 4 wird wie folgt 

geändert: 

1. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — 
Italien" erhält Ziffer 3 folgende Fassung: 

„3. Nummern 13 bis 17 und Nummer 20 der 
Verwaltungsvereinbarimg vom 11. Mai 1953 
zur Durchführung des Abkommens vom 
5. Mai 1953 über Arbeitslosenversicherung 
in der Fassung der Nummern 13 und 14 des 
Protokolls vom 3. Dezember I960; Nummer 2 
des Protokolls vom 14. Oktober 1960; Num- 
mern 1 bis 11 und Nummer 16 des Protokolls 
vom 3. Dezember 1960." 

2. Im Abschnitt „Bundesrepublik Deutschland — Nie- 
derlande" erhält Ziffer 1 folgende Fassung: 

„1. Artikel 12, Artikel 17, Artikel 18, Artikel 19, 
Artikel 21 und Artikel 26 Absatz (3) der Er- 
sten Verwaltungsvereinbarung vom 18. Juni 
1954 zur Durchführung des Abkommens vom 
29. März 1951 über Sozialversicherung." 

3. Ziffern 3 und 4 im Abschnitt „Bundesrepublik 
Deutschland— Niederlande" werden Ziffern 2 und 

3. 


Artikel 12 

Im Anhang 7 der Verordnung Nr. 4, Abschnitt 
„Bundesrepublik Deutschland", wird Ziffer 1 wie 
folgt ergänzt: 

„d) Knappschaftsausgleichsleistung." 
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Artikel 13 

Die Verordnung Nr. 4 wird um folgenden An- 
hang 10 ergänzt: 

„Anhang 10 

Regelungen für die Gewährung der Familienbei- 
hilfcn gemäß Artikel 9 Absatz (5) dieser Durch- 
führungsverordnung." 

Alle Mitgliedstaaten: Regelung nach Artikel 9 Ab- | 
Satz (5) Unterabsatz 1. 


Artikel 14 

Artikel 14 der Verordnung Nr. 130/63/EWG des 
Rats wird durch folgenden Text ersetzt: 

„1. Diese Verordnung tritt am ersten Tag des 
Monats in Kraft, der auf ihre Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
folgt. 

2. Jedoch treten Artikel 2, 4, 5 und 13 zum 1. Ja- 
nuar 1959, Artikel 3 und 12 zum 1. August 1960 
in Kraft." 


Artikel 15 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 24/64/EWG des 
Rats‘^) und Artikel 2 der Verordnung Nr. 108/64/EWG 
des Rats ‘^) treten außer Kraft. 


I A r t i k e 1 16 

I 1. Diese Verordnung tritt, soweit Absatz (2) nichts 
anderes bestimmt, am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf ihre Veröffentlichung im Amtsblatt 
der europäischen Gemeinschaften folgt. 

2. Es treten jedoch in Kraft 

a) Artikel 5 am 19. Januar 1965; 

b) Artikel 7 Absatz (4) am 1. August I960; 

c) Artikel 12 am 1. Juni 1963; 

d) Artikel 7 Absätze (1), (3), (5) und (8), Arti- 
kel 8, Artikel 9, Artikel 10 Absatz (1) und 
Artikel 11 Absatz (2) am 1. Juli 1964; 

e) Artikel 7 Absätze (2) und (6) und Artikel 11 

I Absatz (1) am 1. Januar 1965. 

j Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
! bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 1965 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


M Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 vom 28. Dezember 1963, S. 2996 63 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 47 vom 18. März 1964, S. 746 64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 127 vom 7. August 1964, S. 2138 64 
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Begründung 


Der Vorschlag für eine Verordnung hat zum Ziel 

a) zusätzliche Bestimmungen über die Zahlung der 
Familienbeihilfen vorzusehen; 

b) das Verfahren zur Notifizierung der an den An- 
hängen der Verordnungen Nr. 3, Nr. 4 und 
Nr. 36/63/EWG vorgenommenen Änderungen zu 
vereinfachen; 

c) Änderungen an gewissen Anhängen der Ver- 
ordnungen Nr. 3 und Nr. 4 vorzunehmen. 

I 

(Zahlung der Familienbeihilfen) 

1. Gelegentlich der Prüfung der zweiten Verord- 
nung über die Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
(Verordnung Nr. 38/64/EWG) auf seiner Tagung 
am 6. und 7. Februar 1964 hat der Rat auf italie- 
nischen Antrag die Kommission ersucht, ihm 
Vorschläge zu unterbreiten, die es den zuständi- 
gen Behörden des Staates, in dem ein Arbeit- 
nehmer beschäftigt ist, ermöglichen, die Fami- 
lienbeihilfen in den Fällen, in denen der Arbeit- ! 
nehmer diese entgegen seinen Verpflichtungen 
nicht an die in einem anderen Land verbleiben- 
den Berechligten weiterleitet, unmittelbar an die 
Person zu zahlen, welche diese Berechtigten tat- 
sächlich unterhält. 

Dieses Problem ist im Februar 1964 der Verwal- 
tungskommission für die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer zur Kenntnis gebracht wor- 
den; in Anbetracht der bedeutenden Unter- 
schiede zwischen den innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften konnte erst am 22. Dezember 1964 
innerhalb dieser Kommission ein Einverständnis 
erzielt werden, nachdem zuvor mehrere Lösungs- 
möglichkeiten geprüft worden waren. 

Artikel 1 dieses Vorschlags übernimmt den von 
der Verwaitungskommission angenommenen 
Text und wird als Artikel 40 a in die Verord- 
nung Nr. 3 übernommen. 

— Absatz (1) bestätigt einen Grundsatz, der 
bereits im gegenwärtigen Text enthalten ist, 
nämlich den, daß die Familienbeihilfen nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staats 
gezahlt werden, d. h. grundsätzlich entweder 
an den Arbeitnehmer oder an die Mutter. Es 
wird hier klargestellt, daß dies ebenfalls gilt, 
wenn die Person, die nach den anwendbaren 
Rechtsvorschriften zum Empfang der Fami- 
lienbeihilfen berechtigt ist, in einem anderen 
als im zuständigen Staat wohnt. Diese Klar- 
stellung scheint erforderlich, da gewisse 
Rechtsvorschriften noch auf das Territoriali- 
tätsprinzip ahgestellt sind. 


— Absatz (2) regelt den besonderen Fall, in dem 
die Person, an welche die Familienbeihilfen 
gemäß Absatz (1) üblicherweise gezahlt wer- 
den, diese nicht zum Unterhalt der Kinder 
verwendet, wenn z. B. der Vater sie erhält 
und sie nicht an die Person weiterleitet, wel- 
che die Kinder im Flerkunftsland tatsächlich 
unterhält. Diese Bestimmung gilt ebenfalls, 
wenn die Mutter die Familieiibeihilfen erhält 
und sie ihrem Zweck entfremdet, so daß die 
Kinder in einem Fleim imtergebracht werden 
müssen. 

— Absatz (3) ermächtigt die zuständigen Behör- 
den, die erforderlichen Maßnahmen zu ver- 
einbaren, die sich für die Durchführung des 
Absatzes (1) oder des Absatzes (2) als not- 
wendig erweisen sollten. 

— Absatz (4) erlaubt den Mitgliedstaaten, Ab- 
kommen untereinander abzuschließen, die es 
den Trägern der Staaten, deren Rechtsvor- 
schriften grundsätzlich die Zahlung der Fami- 
lienbeihilfen an den Arbeitnehmer vorsehen, 
ermöglichen, diese Beihilfen ganz allgemein 

in das Wohnland der Kinder zu zahlen. 

i 

2 Absatz (2) erfordert die Anpassung des Arti- 
kels 5 Absatz (1) Buchstabe (e) der Verordnung 
Nr. 4, sie findet sich in Artikel 3 Absatz (1) die- 
ses Vorschlags. 

i 3. Artikel 9 Absatz (5) der Verordnung Nr. 4 in 
seiner gegenwärtigen Fassung sieht vor, daß der 
Arbeitnehmer, der im Laufe eines selben Kalen- 
dermonats in zwei Mitgliedstaaten beschäftigt 
gewesen ist, von den Trägern jedes dieser Staa- 
ten die Familienbeihilfen entsprechend der Zahl 
seiner jeweiligen Arbeitstage erhält. Der in Arti- 
kel 4 dieses Vorschlags enthaltene neue Text 
sieht vor, daß zwischen diesem bisher geübten 
Verfahren und der Zahlung der Familienbeihil- 
fen für den vollen Monat nach den Rechtsvor- 
schriften, die für den Arbeitnehmer bei seiner 
ersten Beschäftigung in dem betreffenden Monat 
galten, gewählt werden kann. Die Anwendung 
des letztgenannten Verfahrens, welches von 
einem der Mitglieder der Verwaltungskommis- 
sion für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer als Vereinfachung befürwortet worden 
ist, bedarf einer Vereinbarung zwischen den be- 
treffenden Mitgliedstaaten oder, falls die ver- 
fassungsrechtlichen Bestimmungen dieser Staa- 
ten dies erlauben, zwischen den zuständigen Be- 
hörden dieser Staaten. 

4. Der vorgeschlagene neue Text des Artikels 9 
Absatz (5) der Verordnung Nr. 4 bringt es mit 
sich, daß der Verordnung Nr. 4 ein Anhang 10 
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angefügt werden muß. Dieser Anhang 10 ist in 
Artikel 13 dieses Vorschlags enthalten. Die in 
Artikel 3 Absatz (2) und (3) Unterabsatz (2) die- 
ses Vorschlags enthaltenen Ergänzungen des bis- 
herigen Textes dienen der Anpassung an den 
neuen Artikel 9 Absatz (5) der Verordnung 
Nr. 4. 

II 

(Vereinfachung des Verfahrens zur Notifizierung 
von Änderungen der Anhänge) 

Wie die Erfahrung bestätigt, sind die für die Notifi- 
zierung der an den Anhängen der Verordnung Nr. 3 
und an Anhang 1 der Verordnung Nr. 36/63/EWG 
bzw. an den Anhängen der Verordnung Nr. 4 vor- 
genommenen Änderungen vorgesehenen Verfahren 
zu schwerfällig, es erweist sich daher als zweck- 
mäßig, diese Verfahren zu vereinfachen und zu- 
gleich zu vereinheitlichen. Artikel 2 und 3 des Vor- 
schlags verfolgen dieses Ziel, indem sie die Notifi- 
zierung an den Präsidenten der Kommission vor- 
sehen, welcher die erhaltenen Notifizierungen im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlichen läßt. 

III 

(Änderungen verschiedener Anhänge) 

Es hat sich wiederum die Notwendigkeit ergeben, 
eine Reihe von Änderungen der Änhänge der Ver- 
ordnungen Nr. 3 und Nr. 4 im Weg einer Verord- 
nung des Rats zu erlassen. Dabei handelt es sich im 
einzelnen um folgendes: 

1, Äuf Äntrag der französischen Regierung muß 
Änhang Ä der Verordnung Nr. 3 geändert wer- 
den, um ihn der Weiterentwicklung des politi- 
schen Status gewisser Hoheitsgebiete und Staats- 
angehörigen anzupassen. 

2. Nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland bedürfen Änderungen der Änhänge 
der Verordnungen, da diese Teil der innerstaat- 
lichen Rechtsordnung sind, der Ratifizierung 


bzw. der Zustimmung der gesetzgebenden Kör- 
perschaften. Da dieses Verfahren zu langwierig 
ist, hat sich der deutsche Vertreter in der Ver- 
waltungskommission für die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer erneut, wie bereits 
früher beim Vorschlag der späteren Verordnung 
Nr. 130/63/EWG, dafür ausgesprochen, diese Än- 
derungen im Weg einer Verordnung zu erlassen. 
Diese Änderungen finden sich in Ärtikel 7 Äb- 
sätze (1), (2), (4), (5), (6) und (8), Ärtikel 8 und 9, 
Artikel 10 Absatz (1), sowie in Artikel 11 und 12 
dieses Vorschlags. 

3. Die in Artikel 7 Absatz (3) vorgeschlagene Ände- 
rung des Änhangs D der Verordnung Nr. 3, 
welcher die Bestimmungen der Abkommen über 
soziale Sicherheit auflührt, die von dieser Ver- 
ordnung nicht berührt werden, bezweckt die 
Aufnahme einer Bestimmung eines belgisch- 
luxemburgischen Abkommens in diesen An- 
hang; da das vorgesehene Notifizierungsverfah- 
ren keine Ergänzungen des Anhangs D erlaubt, 
können diese nur über eine Verordnung des 
Rats vorgenommen werden. 

4. Infolge der mehrfachen Änderungen der Änhänge 
und aufgrund verschiedener Änderungen in den 
Verordnungen selbst ergibt sich die Notwendig- 
keit, gewisse Änpassungen in der Reihenfolge 
vorzunehmen. Diesem Zweck dienen die Vor- 
schläge in Artikel 6, Artikel 10 Absatz (2) Unter- 
absatz ii) und Absatz (4) und Artikel 11 Ab- 
satz (3). 

5. Artikel 7 Absätze (7) und (9) des Vorschlags 
dienen der Klarstellung. 

6. Artikel 14 des Vorschlags regelt das Inkraft- 
treten gewisser Bestimmungen der Verordnung 
Nr. 130/63/EWG zu einem früheren Zeitpunkt als 
die genannte Verordnung selbst. Die zuständigen 
Behörden der in Betracht kommenden Mitglied- 
staaten sind sich über dieses frühere Inkraft- 
treten einig. 

7. Artikel 16 Absatz (2) des Vorschlags trägt dem 
Zeitpunkt der Anwendung der Änderungen durch 
die betreffenden Mitgliedstaaten Rechnung. 
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